Arbeitskarte (Basisinformation) zum Thema „Jugendparlament“

Pro-Argumente zur Einrichtung eines Jugendparlamentes

· Beteiligung macht Sinn, weil (wenn) Jugendliche unmittelbar demokratische Erfah​rungen machen können. Beteiligung lässt Jugendliche Mitbestimmung und Mitver​ant​wortung lernen. Beteiligung - im Sinne des Erlernens von Demokratie - wird dabei als alltäglich praktizierte Mitsprache und Mitbestimmung, als Alltagsdemokratie gesehen. Mitreden, Mitmachen, Mitplanen und Mitbestimmen sind die Stufen dieses demokratischen Prozesses.

· Jugendliche, die sich selbst als aktiv gestaltend erfahren, werden sich auch als Erwachsene eher an der Gestaltung des Gemein​wesens beteiligen. Mädchen und Jungen, die vielfältige Lern- und Erfahrungs​mög​lich​keiten in ihrer unmittelbaren und weiteren Umwelt haben und die Demokratie positiv erfahren, haben das notwendige Verständnis für das Gemeinwesen.

· Beteiligung macht Sinn, weil (wenn) Jugendliche die Auswirkungen ihres Engage​ments sehen, nachvollziehen und sich damit identifizieren können. Jugendliche erhalten über ihre Beteiligung die Chance, sich in einer viel​fach fremdbestimmten Umwelt einen eigenen Lebensbereich zu schaffen, für den sie ein Stück Verantwortung übernehmen können.

· Stadtplanung und Stadtgestaltung sind komplexe Vorgänge. Zwischen Idealvor​stellung, realistischem Entwurf und fertigem Ergebnis bestehen oft erhebliche Diffe​renzen. Die Beteiligung von Jugend​lichen bietet die Chance, dass sie sich mit dem Ergebnis identifizieren können und für Abweichungen von der Idealvorstellung Verständnis aufbringen - vorausgesetzt, Planungsvorgang und Beteiligungsprozess sind transparent und werden altersgerecht betreut.
Beteiligung macht Sinn, weil (wenn) Jugendliche als Experten in eigener Sache ernst genommen werden. Dass Jugendliche selbst am besten wissen, was sie wollenund brauchen, ist eine Leitidee für die Beteiligung. Sie sind Experten in eigener Sache. Aufwändige Fehlplanungen können ver​mieden werden, wenn man die befragt, die es betrifft - in diesem Fall Jugendliche. Vorausgesetzt, Erwachsene hören ihnen zu, nehmen sie ernst, unterstützen sie bei der Suche nach Lösungen.

· Beteiligung macht Sinn, weil (wenn) sie zum Dialog der Generationen anstiftet. Demo​kratie lebt vom gelungenen Interessen​ausgleich. Bislang sind die jüngsten Bewohnerinnen und Bewohner in der Kommune strukturell benachteiligt: Jede andere Interessengruppe kann für sich und meist auch von sich aus Lobbyarbeit in eigener Sache leisten, sich zumindest über Wahlen artikulieren. Jugendliche bis 18 Jahre (in manchen Kommunen bis 16 Jahre) können das nicht. Die Beteiligung von Jugendlichen auf vielen verschiedenen Ebenen scheint deshalb das Gebot der Stunde, da sich nur so die Interessen der Noch-nicht-Wahlbe​rechtigten in den demokratischen Prozess einbringen lassen.

· Beteiligung macht Sinn, weil (wenn) sie die Politik durch neue Formen anregt und weil (wenn) sie die Verwaltung bürgerinnen- und bürgerfreundlicher agieren lässt. Beteiligung von Jugendlichen gelingt dort, wo Politik und Verwaltung kooperieren, wo Jugendamt, Stadtplanung, Gartenbau, Schulverwaltung und Sozialdezernat zusammen arbeiten, um gemeinsam eine jugend​freundlichere Kommune zu verwirklichen. 

· Jugendparlamente können einen verbind​lichen Rahmen für die Partizipation von Mädchen und Jungen bieten. Erwachsene PolitikerInnen haben so feste Ansprechpartner. Ein institutionalisiertes Jugendparlament ermöglicht langfristiges Arbeiten, was für viele politische Entscheidungen wichtig ist. Jugendliche können nachvollziehen, was aus ihren Forderungen und Anträgen geworden ist, und Erfolgskontrollen durchführen. Werden ihre Anträge nicht genügend beachtet, können sie mit Aktionen oder gezielter Öffentlichkeitsarbeit reagieren.
· Eine enge Anbindung an die Kommune sichert den Jugendvertreter/innen einen politischen und rechtlichen Rahmen, in dem sie ihre Ansichten diskutieren, gezielt Informationen einholen und Vorschläge erarbeiten können, die von der Verwaltung geprüft und in Entscheidungsprozesse einbezogen werden (müssen).
Gründe, die gegen ein Jugendparlament sprechen

· Die Erfahrungen haben vielfach gezeigt, dass die Beteiligung von Jugendlichen an der Wahl eines Jugendparlamentes nur sehr gering ausfällt. So betrug z. B. die Wahlbeteiligung in Ingelheim/Rheinhessen zum ersten Jugendparlament 1995 14,5 %, 1998 18%, 1999 11% und 2002 nur noch 10,5%. Daneben zeigt sich auch die unverkennbare Tatsache, dass immer weniger junge Leute bereit sind, sich überhaupt in einer Jugendvertretung zu engagieren. So berichten jugendliche Parlamentarier, dass die Arbeit in Jugendparlamenten von Enttäuschung geprägt sei, da die Mehrzahl der Parlamentarier, oft ohne Angabe von Gründen, nicht erschienen sei oder übernommene Aufgaben nicht weiter betreut oder verfolgt habe.

Neben diesen konkret praktischen Erfah​rungen lassen sich weitere Argumente gegen die Einführung von Jugendparlamenten anführen:

· So gibt es Bedenken, dass ,,Jugend​parla​mente“ zu einer verfrühten Übernahme der Verhaltensweisen von Erwachsenen führen, die Politik die Jugendlichen allzu leicht instrumentalisiert und die Einrichtung derartiger Institutionen nicht nur die Notwendigkeit breiterer Beteiligung verdeckt, sondern ,,Ju​gend​parla​mente“ in Zeiten knapper Kassen Gefahr laufen, zum Ersatz für wichtigere Aktivitäten zu werden. Die Praxis gibt diesen kritischen Überlegungen immer wieder Nahrung.

· Hinzu kommt, dass die Bezeichnung „Jugendparlament“ Befugnisse assoziieren lässt, die sich mit diesen Einrichtungen nicht verbinden lassen. Es fehlen Satzungsgewalt und Haushaltsrecht, so dass die Befugnisse tatsächlich nicht über Beratungsfunktionen hinausgehen, auch wenn im politischen Raum ein hohes Maß an Umsetzungsbereitschaft besteht. Die Bezeichnung als ,,Ju​gendparlament“ kann daher zu Täuschungen und Enttäuschungen führen.

· Die Beteiligung von Jugendlichen, die in formale Routine gepresst wird, bewirkt das Gegenteil. Übertrieben ausgefeilte Verfahren, ein formalisiertes ,,Amtsverständnis“ oder bürokratische Geschäftsordnungen sind - nicht nur bei Jugendlichen - der Tod lebendiger Demokratie.

· Auch in den Jugendvertretungen selbst werden Aufgaben und Funktionen im Wege vom Wahlverfahren verteilt. Dies kann zu einem unangebrachten Statusdenken führen, wenn vordergründig Verfahrensweisen der Erwachsenen kopiert werden.

· Fasst man diese Aspekte zusammen, so erscheinen andere Beteiligungsformen von Jugendlichen wesentlich sinnvoller. Denkbar wären z. B. projektbezogene Einzelfall-Initiativen.
Quelle: http://www.familienhandbuch.de/cmain/f_Programme/a_Familienpolitik/s_1030.html
1.
Fasse die Argumente pro und contra Jugendparlament stichwortartig zusammen und stelle sie in einer Tabelle gegenüber.

2.
Führt mit Hilfe der Arbeitskarte und der Rollenkarten ein Rollenspiel „Debatte im Stadtrat“ zum Thema „Jugendparlament“ durch.

